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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.07.2014 

Geschäftszahl 

2013/07/0215 

Rechtssatz 

§ 17 Abs. 5 UVPG 2000 legt der Behörde die Verpflichtung auf, einen Antrag abzuweisen, wenn die 
Gesamtbewertung ergibt, dass schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, 
Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht 
verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 

verbunden): 

2013/07/0286 

2013/07/0224 


